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173 Erſte Verordnung 


über Anderung der Verkehrsfehlergrenzen von Meßgeräten. 
Vom 2. Juli 1935. 


Auf Grund des $ 13 Abſ. 2 der Maß⸗ und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 Geichs⸗ 
geſetzbl. S. 349) wird hiermit verordnet: 
8 1 
Die Bekanntmachung betreffend die Verkehrsfehlergrenzen der Meßgeräte vom 18. Dezember 
1911 (Reichsgeſetzbl. S. 1065) in der Faſſung der Verordnung vom 23. Auguſt 1930 (G. Bl. 1930 
S. 173 ff.) wird wie folgt geändert: 
1. a) In Ziffer I Buchſtabe A Ziffer 1 werden die Worte: 
„bei Bandmaßen von“ erſetzt durch: 
bei Bandmaßen aus Metall von 
b) Ziffer I Buchſtabe A Ziffer 1 erhält am Schluß folgenden Zuſatz: 
bei Bandmaßen aus Papier zum einmaligen Einlegen in Stoffballen und 
zum einmaligen Einlegen in Kabel für jedes Meter . . 2 Millimeter 
2. a) In Ziffer I Buchſtabe A Ziffer 2 werden die Worte: 
„bei Maßen jeder Größe“ erſetzt durch: 
bei Maßen jeder Größe, außer bei Bandmaßen aus Papier zum ein⸗ 
maligen Einlegen in Stoffballen und zum einmaligen Einlegen 
in Kabel 
b) Ziffer I Buchſtabe A Ziffer 2 erhält am Schluß folgenden Zuſatz: 
bei Bandmaßen aus Papier zum einmaligen Einlegen in Stoffballen und 
zum einmaligen Einlegen in Kabel 
für den Unterſchied der Längen benachbarter Dezimeter und hal⸗ 
ber Dezimeter . ee n . 2 Millimeter. 
3. Hinter Ziffer I Buchſtabe B Ziffer II wird eingefügt: 
III. Fahrſtreckenmeſſer an Kraftfahrzeugen 
Die Fehlergrenzen betragen: 
für jede gemeſſene Fahrſtrec kee ½5 ihres Sollwerts. 
4. Ziffer 1 Buchſtabe C erhält folgende Faſſung: 


C. Flächenmaße, Meßwerkzeuge und Meßmaſchinen für Flächenmeſſung 
Die Fehlergrenzen betragen: f 
für jede Fläche innerhalb des be in ie G. een VE) 
ihres Sollwertes, jedoch nicht rr. ᷣͤ Ä ²˙ ˙ͤDn en 
der Fehlergrenze für die größte Fläche des Meßbereichs. 


—— — 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 7. 1935.) 


N Die Fehlergrenzen betragen: 
g 1. bei den Maßen von 
1 Liter oder mehr. » . 5 Kubikzentimeter für jedes Liter des Raumgehalts, 
e 5 ener 
14 . 5 
0,2 und 01 Liter „ 11 
o ar Pas A a Ka gi 
TODE, et „ 
0.01 55 BR . 0,4 r s 
2. bei den Meßbechern für die Maß⸗ 
größen von 
1 und 0,5 Liter. . . . 5 Kubikzentimeter 
IR FAR, 2 5 > 
3. bei den Megßeimern, 15 Wee ee mit Schwimmeranzeige, den Meßwerkzeugen 
mit Verdränger, den Meßwerkzeugen ohne Einteilung, den Meßwerkzeugen mit be⸗ 
ſchränkter Einteilung und den Meßwerkzeugen mit gleichmäßiger Einteilung 
a) für den Geſamtraumgehalt 
bei einem Geſamtraumgehalt von 


ü | Be 806 2 
n 5. Ziffer II erhält folgende Faſſung: 
II. Flüſſigkeitsmaße und Meßwerkzeuge für Flüſſigkeiten 


1 Liter oder mehr . . .. 10 Kubikzentimeter für jedes Liter oder 
0,01 Kubikzentimeter für jedes Kubilzentimeter des 

Geſamtraumgehalts, 

1 bis 0,5 Liter . . 10 Kubikzentimeter, 

05... ‚02 „ . . . 0,02 Kubikzentimeter für jedes Kubilzentimeter des 
Geſamtraumgehalts, 

0:2: „ ll „ „ „ 4. Kubikzentimeter, 

0,1 „005 „ ... 0,04 Kubikzentimeter für jedes Kubikzentimeter des 
Geſamtraumgehalts, 

0,05 „ 0,025 „ . 2 Kubikzentimeter, | 

0,025 Liter oder weniger . . 0,08 Kubikzentimeter für jedes Kubilzentimeter des 
Geſamtraumgehalts; 


b) für Teile des Geſamtraumgehalts 
ebenſoviel, wie ſich für den jeweiligen Raumgehalt gemäß Buchſtabe a ergibt, jedoch bei 
den Meßeimern, den Meßwerkzeugen mit Schwimmeranzeige, den Meßwerkzeugen mit 
Verdränger und den Meßwerkzeugen mit gleichmäßiger Einteilung nicht weniger als die 
Hälfte der Fehlergrenze für den Gelamtraumgehalt; 

4. bei den Kippmeſſern für jede abgemeſſene Menge ebenſoviel, wie ſich gemäß Ziffer 3 a 
für ein Meßwerkzeug ergibt, deſſen Geſamtraumgehalt gleich dem Sollwert der von 
dem Kippmeſſer jeweils abgegebenen Menge üt; 

5. bei den Meßpumpen für jede abgemeſſene Menge ebenſoviel, wie ſich gemäß Ziffer 3 a 
für ein Meßwerkzeug ergibt, deſſen Geſamtraumgehalt gleich dem Sollwert der mit 
der Meßpumpe jeweils abgegebenen Menge üt; 

1 6. bei den Kolbenmeſſern ohne Zählwerk oder mit ungleichmäßig fortſchreitendem Zähl— 

5 werk b 

für jede abgemeſſene Menge .. 10 Kubikzentimeter für jedes Liter der 

abgegebenen Menge; 
7. bei den Kolbenmeſſern mit gleichmäßig fortſchreitendem Anzeigewerk und den Kapſel⸗ 
meſſern 
für jede abgemeſſene Menge .. 20 Kubikzentimeter für jedes Liter der 
abgegebenen Menge. 

6. Ziffer VI Buchſtabe B Ziffer I erhält folgende Faſſung: 

J. Präziſionswaagen 
Die Fehlergrenzen betragen: 
bei Waagen für eine Höchſtlaſt 


f 807 8 . i * 
von 10 Gramm oder weniger 2 Milligramm für jedes Gramm der Höchſtlaſt. 
von 10 bis 20 Gram 20 Milligramm, 
5 100 FFC 1 Milligramm für jedes Gramm der Höchſtlaſt, 
0200 „„ 100 Milligramm, 
„ 200 Gramm bis 4 Kilogramm . 0,5 Milligramm für jedes Gramm der Höchſtlaſt, 
u 4 bis 10 Kilogramm . . . . 2 Gramm, 


„ 10 Kilogramm oder mehr. . . 200 Milligramm für jedes Kilogramm 
der Höchſtlaſt. 
7. Ziffer VI Buchſtabe B Ziffer II Ziffer 2 Buchſtabe a) erhält folgende Faſſung: 
a) (1) bei den ſelbſttätigen Balkenwaagen mit Nachſtromregler im Durchſchnitt 
aus 10 regelrecht zuſtandegekommenen Füllungen 
für Füllungsgewichte 


bis 5 Kilogramm abwärts . . 1,5 Gramm für jedes Kilogramm des 
Füllungsgewichts, 
unter 5 bis 4 Kilogramm 7,5 Gramm, 
* 4 ” 3 ” S gr ie 6,75 ” „ 
”„ 3 ” 2 ” 58 ” „ 
„ 2 Kilogramm bis 100 Gramm . 3 „ für jedes Kilogramm des 
Füllungsgewichts, 
unter 100 bis 20 Gramm 0,3 Gramm, 


F en = 0,15 
jedoch bei den Waagen für kleinſtückige 
Materialien ſowie den Waagen für 
Thomasmehl, Kohlenſtaub, Zement und 
ähnliche ſtaubende mineraliſche Stoffe 2,25 Gramm für jedes Kilogramm des 

Füllungsgewichts; 

(2) Die Fehlergrenze für Füllungsgewichte unterhalb der Höchſtlaſt iſt nach dem jeweiligen 
Füllungsgewicht gemäß Abſ. 1 zu berechnen. 

(8) Die Fehlergrenze für die Hälfte der Höchſtlaſt beträgt jedoch bei den Waagen für eine 
Höchſtlaſt von 10 bis 5 Kilogramm abwärts 7,5 Gramm. Bei den kleineren Waagen gilt für 
dieſen Fall die Fehlergrenze für die Höchſtlaſt. 

(4) Die Fehlergrenze für Füllungsgewichte unterhalb der Hälfte der Höchſtlaſt iſt jedoch bei 
den Waagen für eine Höchſtlaſt bis 5 Kilogramm abwärts nicht kleiner als 6 Gramm. Bei den 
kleineren Waagen gilt für dieſen Fall die für eine Waage von der Hälfte der Höchſtlaſt vorge- 
ſchriebene Fehlergrenze. 

(5) bei den Waagen mit Überſchußverwägung (Waagen für großſtückige Mate- 
rialien uſw.) im Durchſchnitt aus 10 regelrecht zuſtandegekommenen Füllungen. . 15 Gramm 

für jedes Kilogramm des Füllungsgewichts. 
8. Ziffer VI Buchſtabe B Ziffer II Ziffer 3 Buchſtabe a) erhält folgende Faſſung: 

3. a) (1) für die Einzelabweichungen vom Durchſchnittsergebnis aus 10 Ermittlungen bei 
den Waagen mit Nachſtromregler 

bei einem Füllungsgewicht 
bis 75 Kilogramm abwärts 33 1,5 Gramm für jedes Kilogramm, 
unter 75 bis 50 Kilogramm . . Br el 5 

„ „ 25 5 . 2,25 „ für jedes Kilogramm auf volle 
5 Gramm nach oben abgerundet, 


„ ’ 


„ 25 7 20 7 1 60 7 ’ 
08 5 l 3 „ für jedes Kilogramm, 
7 15 * 10 7 * 45 ” „ 
„ 7 4,5 „ für jedes Kilogramm, 
” 4 7) 3 * * 18 ” ’ 
„„ 12 3 6 „ für jedes Kilogramm, 
5 1,25 bis 1 Kilogramm „ 
2 1 Kilogramm bis 
2 (( TEN DEREN 2:5 „für jedes Kilogramm, 
unter 100 bis 20 Gram Ba R 
„ O T . EN 
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jedoch bei den Waagen für kleinſtückige Ma⸗ 
terialien ſowie bei den Waagen für Thomas⸗ 
mehl, Kohlenſtaub, Zement und ähnliche 
ſtaubende mineraliſche Stoffe 

bei einem Füllungsgewicht 
bis 250 Kilogramm aufwärts 6 Gramm für jedes Kilogramm, 
Aber 250 Kilogramm ie 1,5 „ mehr für jedes weitere Kilogramm; 


(2) Die größte zuläſſige Abweichung vom Durchſchnittsergebnis für Füllungsgewichte unter⸗ 
halb der Höchſtlaſt iſt nach dem jeweiligen Füllungsgewicht gemäß Abſ. 1 zu berechnen. 


(3) Die größte zuläſſige Abweichung vom Durchſchnittsergebnis für die Hälfte der Höchſt⸗ 
laſt beträgt jedoch bei den Waagen für eine Höchſtlaſt von 10 bis 5 Kilogramm abwärts 22,5 
Gramm. Bei den kleineren Waagen gilt für dieſen Fall die für die Höchſtlaſt zugelaſſene Ab⸗ 
weichung. 


(4) Die größte zuläſſige Abweichung vom Durchſchnittsergebnis für Füllungsgewichte unter⸗ 
halb der Hälfte der Höchſtlaſt iſt jedoch bei den Waagen für eine Höchſtlaſt bis 5 Kilogramm 
abwärts nicht kleiner als 15 Gramm. Bei den kleineren Waagen gilt für dieſen Fall die für 
eine Waage von der Hälfte der Höchſtlaſt zugelaſſene Abweichung. 


(5) Bei den Waagen mit Überſchußverwägung (Waagen für großſtückige Ma⸗ 
terialien uſw.) für die Abweichungen der einzelnen Angaben der Zählwerke von dem wirklichen 
Gewicht der Füllungen 


bei einem Füllungsgewicht 


g bis 250 Kilogramm aufwärts. . 6 Gramm für jedes Kilogramm, 
f über 250 Kilogramm ie 1,5 „ mehr für jedes weitere Kilogramm. 
8 2 


Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 2. Juli 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


7 Greiſer Huth 
x 174 Verordnung 

über die Befreiung einzelner Arten von Meßgeräten von der Verpflichtung zur Nacheichung. 
8 Vom 2. Juli 1935. 


5 Auf Grund des $ 12 Abſatz 1 der Maß- und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 349) wird hiermit verordnet: 


b 8 1 
1 i § 1 Ziffer II der Bekanntmachung betreffend die Befreiung einzelner Arten von Meßgeräten 
0 von der Verpflichtung zur Neueichung oder Nacheichung vom 18. Dezember 1911 (Reichsgeſetzbl. 


5 S. 1064) erhält folgende Faſſung: 
II. von der Verpflichtung zur Nacheichung: 
ae 1. ganz aus Glas hergeſtellte Meßgeräte; 


2. Bandmaße aus Papier zum einmaligen Einlegen in Stoffballen und zum einmaligen Ein⸗ 
legen in Kabel. 


Ya 9 2 

6 i Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 

8 Danzig, den 2. Juli 1935. 

I Der Senat der Freien Stadt Danzig 
5 


5 Greiſer Huth 
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175 Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung. 

Vom 21. Juni 1935. 


Auf Grund des $ 7 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 9. April 1927 (G. Bl. S. 179) wird 
hiermit verordnet: 


Artikel ! 
Die Fernſprechordnung wird wie folgt geändert: 
1. $ 19 erhält folgenden Abſchnitt IV: 

(1) R-Geipräde. Ferngeſpräche, bei deren Anmeldung beantragt wird, daß die Gebühren der 
verlangten Teilnehmerſprechſtelle angerechnet werden, find R-Geſpräche. Sie werden nur herge⸗ 
ſtellt, wenn der bei der verlangten Sprechſtelle ſich Meldende mit der Gebührenzahlung einver⸗ 
ſtanden iſt oder wenn im Falle der Ablehnung der Anmelder gleichwohl die Herſtellung der Ver— 
bindung verlangt. Soweit nichts anderes beſtimmt iſt, gelten für R⸗Geſpräche die Beſtimmungen 
über V-Gejpräde (II). 

(2) Der Name und g. F. die Rufnummer des Anmelders werden der verlangten Sprech⸗ 
ſtelle von Amts wegen mitgeteilt. 

(3) Befindet ſich die gewünſchte Perſon bei einer andern Sprechſtelle desſelben Ortsnetzes, 
jo wird die Anmeldung an dieſe Sprechſtelle nur dann weitergeleitet (II Abſ. 5), wenn die in der 
Anmeldung bezeichnete Sprechſtelle oder der Anmelder ſelbſt die Gebührenzahlung übernimmt. 

(4) Kommt das R-Geſpräch zuſtande, jo wird der verlangten Sprechſtelle außer der Ge- 
ſprächsgebühr auch die V-Gebühr (II Abſ. 12) angerechnet. Lehnt die verlangte Sprechſtelle die 
Übernahme der Gebührenzahlung ab, jo hat der Anmelder die V-Gebühr zu entrichten. Das gilt 
auch, wenn das R-Gejpräd aus einem andern Grunde nicht zuſtande kommt und die V-Gebühr 
nach II Abſ. 13 fällig iſt. 

2. Im 8 25, III erhält der zweite Satz folgenden Wortlaut: 
Dazu gehören auch die Gebühren für die nach feiner Sprechſtelle gerichteten R-Geſpräche (§ 19, 
IV), deren Bezahlung dort übernommen worden it, ſowie die Telegraphengebühren der durch 
Fernſprecher aufgegebenen Telegramme. 
Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 


Danzig, den 21. Juni 1935. 
Landespoſtdirektion der Freien Stadt Danzig 


176 Verordnung 
betreffend Anderung der Fernſprechge bühren im Verkehr mit Deutſchland. 
Vom 29. Juni 1935. 


Im Fernſprechverkehr zwiſchen dem Gebiet der Freien Stadt Danzig und Deutſchland betragen 
die Gebühren für die Geſprächseinheit von 3 Minuten Dauer 


für die Entfernung bis ö km.. 15 Goldcentimen 9 
I 57 „ über 5 „ 15 * ° 0 . 40 „ 4 2 
„ „ I 77 15 » 25 * 50 „ N 3 
* ” ” 25 „ 50 „ 75 ”„ 155 
* * * ” 50 * 75 „ 115 * ? * 
RE: „ 7 75 „ 100 r AD) „ RL 
BR, 5 %% ᷣ⅛wWLu N 1 9 
und für jede angefangenen weiteren 100 km 40 Goldcentimen mehr. Überſchreiten die Geſpräche die : 
Dauer von 3 Minuten, jo wird die Gebühr für die überſchreitende Zeit bei Entfernungen bis zu 50 km 5 


** 


nach unteilbaren Geſprächseinheiten von 3 Minuten, bei Entfernungen über 50 km nach einzelnen 
Minuten berechnet. 


Die Verordnung betreffend Anderung der Fernſprechgebühren im Verkehr mit Deutſchland vom 
12. Mai 1925 (G. Bl. S. 133) tritt mit Ablauf des 30. Juni 1935 außer Kraft. 


Danzig, den 29. Juni 1935. 
Landespoſtdirektion der Freien Stadt Danzig 


N N 
. 
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177 Veror du ung 
betr. Verlängerung der Amtsdauer von Betriebsvertretungen. 
Vom 3. Juli 1935. 

Auf Grund des $ 1 Ziff. 77 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 

Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes verordnet: 
8 1 

(1) Die Amtsdauer der bei den Unternehmungen und Verwaltungen des Staats, der Gemeinden, 
Gemeindeverbände und der öffentlich-rechtlichen Körperſchaften zurzeit beſtehenden Betriebsvertretun⸗ 
gen, deren Mitglieder nach SS 18, 19, 51, 54 des Geſetzes betreffend Errichtung von Arbeitnehmer— 
Ausſchüſſen in der Faſſung der Bekanntmachung vom 7. 7. 1931 (G. Bl. S. 670) in Verbindung 
mit 88 1 und 3 der Verordnung betreffend Neuwahlen der Betriebsvertretungen vom 30. 6. 1933 
(G. Bl. S. 286) gewählt worden ſind und durch Ablauf der Wahlzeit enden würde, und der nach 
§ 58 des Geſetzes gewählten Betriebsobmänner verlängert ji bis auf weiteres. 

(2) Das gleiche gilt für die Mitglieder der nach $ 61 desſelben Geſetzes gebildeten Betriebs- 
vertretungen. 

(3) Die Amtsdauer der Betriebsvertretungen im Bereich der Landespoſtdirektion, die gemäß 8 9 
Abl. 1 der Verordnung über die Bildung von Betriebsvertretungen im Bereich der Poſt- und Tele- 
graphenverwaltung vom 2. 7. 1929 (G. Bl. S. 107) in Verbindung mit $ 1 Abſ. 3 der Verordnung be- 
treffend Neuwahlen der Betriebsvertretungen vom 30. 6. 1933 (G. Bl. S. 286) am 30. September 
1935 enden würde, wird bis auf weiteres verlängert. 


8 2 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 3. Juli 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


178 Druckfehlerberichtigung. 


Die Zuſatzvereinbarung vom 11. April 1935 zum Danzig / polniſchen Abkommen vom 13. Januar 
1927 (G. Bl. Nr. 32 von 1935) iſt wie folgt zu berichtigen: 

Im Artikel 3 des polniſchen Textes (G. Bl. S. 511) iſt nach dem Wort „Porozumienie“ das 
Wort „sporzadzono“ einzuſchalten. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsangeigers. — Drud von A. Schroth in Danzig. 


